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Die Buben kommen unter die
Räder–solautetdasneuesteKa-
pitel in der bildungspolitischen
Diskussion. Wieder aufge-
bracht hat das Thema eine im
Sommer erschienene Studie,
die unter anderem zeigte, dass
Mädchen imDeutschunterricht
systematisch besser benotet
werdenalsBuben–undzwarbei
gleicher Leistung.

Solche und ähnliche Bevor-
zugungen und Benachteiligun-
gen haben weltweit zahlreiche
Studien gezeigt – und etwas in
Bewegung gebracht. In Frank-
reich diskutiert man beispiels-
weise, ob man wieder ge-
schlechtergetrennte Klassen
oder Schulen einführen soll.
Der SchweizerKinderpsycholo-
ge Allan Guggenbühl hält das
nicht für nötig, sagte aber kürz-
lich in der NZZ: «Teile des
Unterrichts getrennt zu absol-
vieren, halte ich durchaus für
sinnvoll.»

Doch nicht nur das Ge-
schlecht kann einen Unter-
schied machen. Auch die Her-
kunft der Schülerinnen und
Schüler hat Einfluss auf ihren
schulischen Erfolg: Akademi-
kerkinderhabengrössereChan-
cen, aufs Gymnasium zu kom-
men,alsKinderausbildungsfer-
nen Haushalten. Kinder, deren
Erstsprache nicht Deutsch ist,
landenhäufiger im tiefstenSek-
Niveau. Und das kann ihr gan-
zes Berufsleben prägen.

Ein Tool, das jeder Schule
zeigt, ob sie benachteiligt
Aber wie sieht es für einzelne
Schulen und Schulgemeinden
aus? Da herrscht heute weitge-
hend Blindflug, weil verlässli-
che Daten zur Bildungsgerech-

tigkeit auf dieser Ebene fehlen.
Diese Wissenslücke will der
Chancenindex füllen – ein ge-
mäss den Machern einfaches
Tool,das jederSchuleaufzeigen
soll, ob bestimmte Schülerin-
nen und Schüler benachteiligt
werden. Undwenn ja, welche.

Entwickelt hatdasToolPoli-
tikwissenschafterOliverDlabac
imAuftrag derOrganisationAl-
lianz Chance Plus, die sich seit
Jahren für Bildungsgerechtig-
keit einsetzt: «Im Grunde be-
rechnen wir mit statistischen
Methoden,welchenEinflussbe-
stimmte Eigenschaften wie Ge-
schlecht,Mutterspracheundso-
zioökonomischerStatusaufNo-
ten, Übertritte in die Sek oder
das Gymi, Repetitionen und
Sonderbeschulung haben.»

Dlabacerklärt: «Unddas so-
wohl für einzelne Schulen als
auch für Schulgemeinden.»Die
Daten dafür stammen aus den
kantonalenBildungsstatistiken,

aggregierten Steuerdaten und
anonymisierten Noten der
Schulen.

Fast 3000Kinder
bereits getestet
NochistdasTool inderTestpha-
se, ab dem kommenden Som-
mer soll es interessierten Schu-
len zur Verfügung stehen,wenn
sichihreKantoneamProjektbe-
teiligen. Das heisst vor allem,
dasDatenschutzkonzept für ge-
setzeskonform zu erklären und
anonymisierte Daten aus der
Bildungsstatistik freizugeben.

Getestet wird das Tool be-
reits an acht Primarschulenmit
insgesamt 2950 Kindern in der
Pilotgemeinde Uster im Zür-
cher Oberland. Die intern vor-
liegende erstmalige Auswer-
tungbestätigt lautDlabacbishe-
rige Befunde, zeigt aber auch
grosse Unterschiede zwischen
den Schulen sowie zwischen
den untersuchten Beurteilun-
gen, Zuweisungen und Inter-
ventionsformen.

«Ob man theoretisch weiss,
dass es Ungleichbehandlungen
gibt, oder es schwarz auf weiss
für die eigene Schule oder Ge-
meinde sieht, macht einen
Unterschied», sagt dieUstemer
Stadträtin und Primarschulprä-
sidentin Patricia Bernet.

Siebetontjedoch,dassSchu-
len und Schulgemeinden die
Daten nicht einfach hinneh-
men,sondernkritischhinterfra-
gen müssten. «Wenn es bei-
spielsweise Kinder aus einer
Asylunterkunft in der Schule
hat, ist das etwas anderes, als
wennesvieleKindervonExpats
gibt – auch wenn beide nicht
deutscherMuttersprache sind.»

Das wirft allerdings die Fra-
ge auf, ob die Unterschiede in
BenotungundÜbertrittenwirk-

lich an der Schule liegen – oder
nicht vielmehr an den Umstän-
den, in denen die Kinder da-
heim aufwachsen.

Dazu sagt Jürg Schoch, Pro-
fessor für Pädagogik und Präsi-
dent von Allianz Chance Plus:
«Ja, Herkunft bestimmt Zu-
kunft. Es ist, als würden die
einenbeiderTourdeFrancemit
einem E-Bike antreten und die
anderen mit einem rostigen
Drahtesel.» Aber ist es wirklich
Auftrag der Schule, das zu kom-
pensieren?

Natürlich, sagt Schulpräsi-
dentinBernet, könnedieSchule
nichtallesrichten,vorallemtrü-
gen die Eltern die Verantwor-
tung für ihre Kinder. Aber sie
sagt auch: «Es ist Aufgabe der
Schule, gewisseUngleichheiten
auszugleichen.DenndieKinder
können nichts dafür, dass sie in
einem reichen oder armen
Haushalt geboren wurden, dass
sieFlüchtlingeoderBubenoder
Mädchen sind.»

Herkunftsunterschiede
nicht vergrössern
Schoch, der über 30 Jahre lang
das Gymnasium Unterstrass in
Zürich geleitet hat, sagt es an-
ders: Schulen dürften zumin-
dest dieHerkunftsunterschiede
nicht vergrössern. Doch das ge-
linge heute nur ungenügend,
wie die Pisa-Studie beweise: So
war die Lesekompetenz von
Schülerinnen und Schülern aus
benachteiligten Verhältnissen
schon 2015 und 2018 deutlich
tieferalsdiejenigevonJugendli-
chenausgut situiertenFamilien
– der Unterschied vergrösserte
sich bis 2022 aber weiter und in
für Experten beunruhigendem
Ausmass.

Und das hat, so Schoch, mit
dem Schulsystem zu tun. Mit

Bildungspolitik, Rahmenbedin-
gungen, aber auch mit der Hal-
tung,mitderLehrpersonenden
Schülerinnen und Schülern
gegenübertreten. Er sage Leh-
rerinnen und Lehrern immer:
«IhrmüsstmiteinemPotenzial-
verdacht durchs Klassenzim-
mer laufen! In jedem Kind
steckt etwas – und meist mehr,
alsman denkt.»

«Schule eher aufweibliche
Tugenden abgestimmt»
Bernet ist es wichtig zu beto-
nen, dass Lehrpersonen sehr
engagiert undmit grossenHer-
ausforderungen konfrontiert
sind.Sie istüberzeugt,dasskei-
ne Lehrperson Kinder unter-
schiedlich behandeln wolle.
Aber es passiere halt. Der
Chancenindex, sind beide
überzeugt, gebe Schulen eine
fundierte, objektive Möglich-
keit, hinzuschauen: Was fällt
auf?Undwer fällt systematisch
durch dieMaschen?

Mit Kriens LU kommt dem-
nächst eine zweite Pilotge-
meinde dazu – und dann, so
hoffen die Macher, möglichst
viele weitere. «Es geht aber in
keiner Weise darum, die Schu-
len gegeneinander auszuspie-
len», sagt Dlabac. «Wir kon-
zentrieren uns darauf, ihnen zu
helfen, das Potenzial ihrer
Schülerinnen und Schüler aus-
zuschöpfen und etwaige blinde
Flecken aufzuzeigen.»

Und wie ist es jetzt mit den
benachteiligtenBuben?Profes-
sor Schoch sagt, es sei kompli-
ziert und komme sehr aufs Al-
ter der Kinder und Jugendli-
chen sowie aufs Fach an. Aber
generell gelte schon: «Die
Schule ist eher auf weibliche
Tugenden abgestimmt: fleissig
sein, still sitzen.»

Sermîn Faki

«Ja, Herkunft
bestimmt Zukunft.
Es ist, als würden
die einen bei der
Tour de Francemit
einem E-Bike an-
treten, die anderen
mit einem rostigen
Drahtesel.»

Jürg Schoch
Professor für Pädagogik

Kommunikation Die Schweiz
solleineInselbleiben.Während
in der EU die Roaming-Gebüh-
ren abgeschafft wurden, gelten
diese weiterhin für Reisende
aus der EU in der Schweiz und
Schweizerinnen und Schweizer
im EU-Ausland. Und das soll
vorläufig auch so bleiben. Der
Bundesrat empfiehlt einen Vor-
stoss von Elisabeth Schneider-
Schneiter (Mitte/BL) zurAbleh-
nung, wie er in der soeben ver-
öffentlichten Antwort schreibt.

Zwar stehe die Regierung
dem Ansinnen «grundsätzlich
positiv» gegenüber, wie sie
schreibt. Allerdings sei «der
ZeitpunktfürdieAufnahmevon
Verhandlungen über einen
möglichen Beitritt der Schweiz
zum Programm ‹Roam like at
Home›derEUnicht opportun».
Genau das hatte er auch schon
Fabian Molina (SP/ZH) geant-
wortet, der ebenfalls der
Roaming-Insel den Kampf an-
sagte. Auch Preisüberwacher
Stefan Meierhans hat jüngst
seinen Support für die Abschaf-
fung plädiert, und auch eine
Petition wurde eingereicht.

Das scheint aber die Runde
im Bundesratszimmer nicht
sonderlich zu beeindrucken.
«Zuerstmüssen technischeund
politische Vorabklärungen zur
Möglichkeit eines Roamingab-
kommens mit der EU unter-
nommen werden», heisst es in
der Antwort. Allerdings ist das
Problem schon lange bekannt
und kam mehrmals aufs Tapet.
Auch hätte es Teil der sonstigen
Verhandlungenmit der EU sein
können.Daswollte derBundes-
rat nicht. Das wäre zu kompli-
ziert, so die Argumentation. In-
sider in Brüssel sagen dagegen,
derEinbezugdesRoaminghätte
inBrüsselniezugrossenProble-
men geführt. Ein Deal wäre ein
Leichtes gewesen.

Satte Gewinne für die
Mobilfunkanbieter
Einer der Gründe für das
Roaming-Insel-Dasein dürfte
bei den schönen Gewinnen für
die Mobilfunkanbieter liegen.
Swisscom und Co. nehmen je-
des Jahr einen Millionenbetrag
ein. Zudemhätten sichdieKon-
sumentinnen und Konsumen-
ten an das Datenroaming ge-
wöhnt. Neben dem Kofferpa-
cken gehört vielfach auch das
Lösen eines Datenpakets zur
hiesigen Ferienvorbereitung.

Ob das tatsächlich so bleibt,
entscheidet das Parlament. Die
Vorstösse von Molina und
Schneider-Schneiter gehen nun
indenNationalrat.Solltenbeide
Räte zum Schluss kommen,
dass Schluss sein soll mit
Roaming, muss der Bundesrat
dochhandeln. Egalwie «oppor-
tun»erdieLageeinschätzt. (mg)

«Die Schule ist eher auf weibliche Tugenden abgestimmt»: ein Bub imUnterricht in einer Aargauer Schule. Bild: Sandra Ardizzone

Telefonieren und amHandy sur-
fen kosten im Ausland weiterhin
Roaming-Gebühren. Bild: key

Werden Buben in der Schule
wirklich diskriminiert?
Ein einfaches Tool will jeder Schule aufzeigen, welche Kinder systematisch durch dieMaschen fallen.

Die Schweiz als
Roaming-Insel
in Europa


